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Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

 

Schon ein kurzer Blick in meinen Kalender der letzten Wochen zeigt die ganz 

besondere kulturelle Vielfalt in Niedersachsen: Tag der Tracht in Bad Iburg; 

Improtheater des Landesverbandes Theaterpädagogik mit Schülerinnen und 

Betreuungskräften im Alten- und Pflegeheim St. Josef; „Think Tank“ der 

niedersächsischen Kunstschulen in Wolfenbüttel; „Keine Wahl ist keine Wahl“, ein 

hervorragendes Theaterstück zu 100 Jahren Frauenwahl 

recht der Ländlichen Akademie Krummhörn - um nur einige Termine zu nennen.  

 

Überall hier schafft Kultur Räume für zivilgesellschaftliche Aushandlungsprozesse 

und ist nicht zuletzt deshalb eine enge Verbündete für unsere Demokratie und 

den Rechtsstaat.  

 

Es ist die Kultur, die uns dazu bringt, zu reflektieren und uns selbstkritisch zu 

hinterfragen. Wir brauchen die Kultur und müssen sie wertschätzen.  

Was wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wollen, ist ein 

flächendeckendes, vielfältiges kulturelles Netz in Stadt und Land.  

 

Denn wo wir uns Kultur nicht mehr leisten wollen, wird den Rattenfängern 

Vorschub geleistet. Oder wie eine Binsenweisheit sagt: Wenn die Sonne der 

Kultur niedrig steht, werfen selbst Zwerge lange Schatten.  

 

In aller gebotenen Kürze will ich nun auf ein paar der konkreten Maßnahmen 

unseres Antrags eingehen. 

 

Im Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU haben wir festgelegt, dass, um eine 

umfassende kulturelle Teilhabe für die Bevölkerung erreichen zu können, die 

Kultureinrichtungen Unterstützung des Landes beim Mammutthema 

Digitalisierung bekommen sollen. Wir verstehen dabei die Beispielmaßnahmen 

nicht als abschließend, sondern als Anstoß.  
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Wir fordern die Landesregierung auf, auf eine deutliche Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen hinzuwirken. Die Tarifautonomie immer im Hinterkopf 

behaltend, muss aber dort etwas getan werden, wo das Land etwas tun kann.  

 

Künstlerisch tätige Menschen arbeiten wie im Schichtdienst für 

unterdurchschnittlich wenig Geld und mit sehr hohem Leistungsdruck. Lassen Sie 

uns, wie im Nachbarland Hessen, in den Austausch darüber gehen, was wir in 

diesem Bereich tun können!  

 

In diesem Antrag schon enthalten sind unser Anliegen nach Verstetigung der 

Mittel für die kommunalen Theater und Orchester sowie die unbedingte 

Einhaltung der anteiligen Übernahme der Tariferhöhungen.  

 

Das muss an dieser Stelle die Basis für eine langfristige finanzielle Perspektive 

sein.  

 

Gleichzeitig wollen wir eine Ausweitung der Spielstätten- und 

Konzeptionsförderung für die freien und Amateurtheater sowie die 

Jugendkulturarbeit und Theaterpädagogik. Den Standortfaktor Kultur stärkt die 

Koalition mit dieser Forderung enorm. Selbiges gilt für die Soziokultur. Die 

Freiräume, die durch sie geschaffen werden, wollen wir weiterentwickeln und 

weiter fördern.  

 

Ich bitte um Zustimmung.  

 

Danke. 


